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(Nr. 8557.) Geſetz, Maßregeln gegen die Verbreitung der Reblaus betreffend. Vom 27. Fe. 
bruar 1878. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, für 
den ganzen Umfang derſelben, was folgt: 


b. 1. f 

Wenn das Vorhandenſein der Reblaus (Phylloxera vastatrix) auf einem 
zur Rebkultur benutzten Grundſtück oder an einzeln ſtehenden Rebſtöcken von 
den durch das Reichsgeſetz vom 6. März 1875 beſtimmten Organen oder anderen 
Sachverſtändigen feſtgeſtellt worden iſt, kann der Oberpräſident ſolche Ver⸗ 
fügungen treffen, welche eine Verſchleppung der Reblaus zu verhindern geeignet 
erſcheinen, namentlich: 

1) verbieten, daß Reben und Rebtheile ſowie andere Pflanzen und Pflanzen⸗ 
theile, gleichviel ob bewurzelt oder unbewurzelt, von dem bezüglichen 
Grundſtück abgegeben oder überhaupt entfernt werden, 

2) die Vernichtung der infizirten Rebkulturen und die Desinfektion des 
Bodens anordnen und ausführen laſſen, auch 

3) die Benutzung des desinfizirten Bodens zur Rebkultur für einen be⸗ 
ſtimmten Zeitraum unterſagen. 

Die vorbezeichneten oder ſonſt erforderlichen Maßregeln können einzeln 
oder in Verbindung N auf einzelne Theile des Grundſtücks beſchränkt, 
andererſeits — ſofern die Reblaustrantſeit räumlich einen größeren Umfang 
erreicht — auf einen ganzen Gemeinde- (Guts) Bezirk oder mehrere ſolche Be- 
zirke A 5 werden. f 

Alle Rebkulturen unterliegen jederzeit der Beaufſichtigung und Unter⸗ 
ſuchung durch vom Oberpräfidenten zu ernennende Sachverſtändige. 
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Ausgegeben zu Berlin den 28. März 1878. 
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Die nach F. 1 erlaſſenen Anordnungen find, fofern fie einzelne Grund⸗ 
ſtücke betreffen, den Eigenthümern oder Nutzungsberechtigten ſchriftlich mitzu⸗ 
theilen; wenn ſie einen Bezirk betreffen, wie polizeiliche Verordnungen bekannt 
zu machen. Die Anordnungen werden jedoch für den Einzelnen ſchon durch 
mündliche Mittheilung wirkſam. ö 


F. 3. 8 

Die im F. 1 Nr. 1 vorgeſehenen Anordnungen können von der Ortspolizei⸗ 
behörde vorläufig e werden. Hiervon iſt dem Oberpräſidenten un⸗ 

verzüglich Anzeige zu erſtatten, welcher die getroffenen Maßregeln ſofort zu 
beſtätigen, abzuändern oder außer Kraft zu ſetzen hat. g 


8. 4. 


Gegen die auf Grund des $. 1 von dem Oberpräſidenten erlaſſenen Ver⸗ 
fügungen findet die Beſchwerde an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten ſtatt. 

Die Beſchwerde gegen die auf Vernichtung von Rebkulturen und Des⸗ 
infektion des Bodens gehenden Anordnungen muß innerhalb einer Friſt von zehn 
Tagen nach der Zuſtellung der Anordnung bei dem Oberpräſidenten eingelegt 
werden. Bis zum Ablauf dieſer Friſt und bis der Erledigung der rechtzeitig 
5 9 5 Beschwerde bleibt die Ausführung der angeordneten Maßregeln 
ausgeſetzt. 


$. 5. 


Jeder Eigenthümer oder Nutzungsberechtigte ift verpflichtet, von dem Vor. 
handenſein der Reblaus und von allen verdächtigen Erſcheinungen, welche das 
Vorhandenſein der Reblaus befürchten laſſen, der Ortspolizeibehörde unverzüglich 
Anzeige zu machen. 


$. 6. 


Die durch die Vernichtung der Rebkulturen und Desinfektion des Bodens 
entſtehenden Koſten fallen dem Staate zur Laſt. 

Derjenige, deſſen Rebkulturen von den im $. 1 bezeichneten Maßregeln 
betroffen werden, ift befugt, vom Staate den Erſatz des Werthes der auf obrig⸗ 
keitliche Anordnung Me ir und des Minderwerthes der bei der Unterſuchung 
beſchädigten geſunden Reben zu verlangen. | R 
Der Anſpruch auf Entſchädigung geht verloren, wenn der Eigenthümer 
oder Nutzungsberechtigte der im $. 5 ihm % Verpflichtung wiſſentlich 
oder aus einem vertretbaren Verſehen nicht nachgekommen iſt. 

Ueber den Anſpruch auf Entſchädigung und deren Höhe iſt der Rechtswe 
zuläſſig. Die Klage muß bei Verluſt des Klagerechts binnen 180 Tagen na 
Empfang der über die Entſchädigungsforderung definitiv fich ausſprechenden Ver⸗ 
fügung des Miniſters bei dem zuſtändigen Gericht angebracht werden. 


1 70 die auf Grund dieſes Gesees ee An: 
ordnungen werden mit einer Geldſtrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft bis m 
vier Wochen beitraft. 

$. 8. 


= 
N Mit der Ausführung dieſes Geſetzes iſt der Miniſter für die landwirth⸗ 
; schaftlichen ee beauftragt. N 
7 unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
| Gegeben Berlin, den 27. Februar 1878. 


R C. S.) Wilhelm 


e Leonhardt. Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal 
v. Bülow. e 
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(Nr. 8558.) Geſetz, betreffend die Unterbringung verwahrloſter Kinder. Vom 13. März 1878. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der 


Monarchie, was folgt: 
8 


Wer nach Vollendung des ſechsten und vor Vollendung des zwölften 
Lebensjahres eine ſtrafbare 1 begeht, kann von Obrigkeitswegen in eine 
geeignete Familie oder in eine Erziehungs- oder Beſſerungs⸗Anſtalt untergebracht 
werden, wenn die Unterbringung mit Rückſicht auf die Beſchaffenheit der ftraf- 
baren Handlung, auf die Perſönlichkeit der Eltern oder ſonſtigen ed fit des 
Kindes und auf deſſen übrige Lebensverhältniſſe zur Verhütung weiterer ſittlicher 
Verwahrloſung erforderlich iſt. 


g. 2. 


Die Unterbringung zur Zwangserziehung erfolgt, nachdem das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht durch Beſchluß den Eintritt der Vorausſetzungen des N 1 unter 
Bezeichnung der für erwieſen erachteten Thatſachen feſtgeſtellt und die Unter⸗ 
bringung für erforderlich erklärt hat. 


. 3. 


Das Vormundſchaftsgericht beſchließt von Amtswegen oder auf Antrag. 
Die Staatsanwaltſchaft iſt verpflichtet, dem Vormundſchaſts erichte von den im 
f 1 bezeichneten ſtrafbaren Handlungen, welche zu ihrer Kenntniß gekommen 
ind, Mittheilung zu machen. 

Das Vormundſchaftsgericht ſoll vor der Beſchlußfaſſung die Eltern oder, 
ſofern dieſe nicht leben, die Großeltern, den Vormund, den Sieger, den Ge 
meindevorſtand hören, falls deren Anhörung ohne erhebliche Schwierigkeiten 
erfolgen kann, ſowie in allen Fällen die eg ae oder einen anderen, 
durch den Miniſter des Innern M beſtimmenden Vertreter der Staatsregierung. 

Das Vormundſchaftsgericht kann Zeugen eidlich vernehmen. 

Der Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts iſt in einer Schlußverhandlun 
zu verkünden. Von dem zur Schlußverhandlung anberaumten Termine ſin 
außer den im zweiten Abſatze dieſes Paragraphen genannten Perſonen und Be⸗ 
hörden der Schulvorſtand und der Waiſenrath zu benachrichtigen. Dieſelben ſind 
berechtigt, über den Gegenſtand der Verhandlung ihre Erklärung in dieſem 
Termine oder vorher ſchriftlich abzugeben. 


$.4. 


Gegen den Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts fteht den im $. 3 Ab⸗ 
fat 2 und 4 genannten Perſonen und Behörden das Recht der Beſchwerde zu, 
den Eltern beziehungsweiſe Großeltern jedoch nur dann, wenn der Beſchluß auf 
Unterbringung lautet. 
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a: er 


Die Beſchwerde hat aufſchiebende Wirkung, wenn fie innerhalb einer 
Woche, von Verkündung des Beſchluſſes an gerechnet, bei dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte eingereicht wird. 

$. 5. 


Hat die im F. 3 angeordnete Anhörung der Eltern beziehungsweiſe Groß⸗ 
eltern, des Vormundes oder Pflegers nicht ſtattfnden können, ſo ſind dieſelben 
jederzeit berechtigt, die Wiederaufnahme des Verfahrens zu verlangen. 


$. 6. 


Das Vormundſchaftsgericht überſendet feinen auf Unterbringung gerichteten 
Beſchluß dem verpflichteten Kommunalverbande ($. 7) durch Vermittelung des 
Landraths (Amtshauptmanns, Oberamtmanns), in Stadtkreiſen und in ſolchen 
Städten, welche weder in Kommunal- noch in Polizeiangelegenheiten der Aufſicht 
des Landraths unterworfen ſind, durch Vermittelung des Gemeindevorſtandes. 


$. 7. 

Die Provinzialverbände, beziehungsweiſe die kommunalſtändiſchen Verbände 
Wiesbaden und Kaſſel, der Lauenburgiſche Landeskommunalverband, der Landes⸗ 
kommunalverband der Hohenzollernſchen Lande, ſowie die Stadtkreiſe Berlin und 
Frankfurt a. M. haben die Verpflichtung, auf Grund des Beſchluſſes des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts die Unterbringung in einer dieſem Geſetze entſprechenden 
Weiſe nach näherer 11 der zu erlaſſenden Verwaltungsreglements ($. 13) 
herbeizuführen. Die Verbände haben Anordnungen über die Beaufſichtigung zu 
treffen und, ſoweit nöthig, für ein angemeſſenes Unterkommen nach Beendigung 
der Zwangserziehung zu ſorgen. 

Verpflichtet zur Unterbringung ift derjenige Kommunalverband, in deſſen 
Gebiete das beſchließende Vormundſchaftsgericht feinen Sitz hat. 


$. 8. 
Die Unterbringung darf nicht in Anſtalten erfolgen, welche zur Detention 
der im F. 362 des kufgefehbuche bezeichneten Perſonen oder zur 3 — 
von Kranken, Idioten, Landarmen und Gebrechlichen beſtimmt ſind. 


§. 9. 


In Betreff der nach dieſem mate untergebrachten nicht bevormundeten 
Kinder üben die Waiſenräthe eine gleiche Aufſicht, wie ihnen ſolche die Vor⸗ 
mundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875, insbeſondere in den $$. 53 und 54 in 
Betreff der Mündel übertragen hat. 


Die Kommunalverbände haben von der Unterbringung und von jedem 


Wechſel des Aufenthalts eines Zöglings dem Waiſenrathe des Aufenthaltsortes 
e lachen i dem Q dſchaftsgerichte von der Unterbringung und Ent- 
ungleichen ift dem Vormundſchaftsgerichte von der Unterbringun 
laſſung ales Zöglings Mittheilung zu en 9 
(Nr. 8558.) 


$. 10. 
Das Recht der Zwangserziehung hört, abgefehen von der Aufhebung des 
Unterbringungsbeſchluſſes im Falle des F. 5, ei 
1) mit dem vollendeten ſechszehnten Lebensjahre des Zöglings, 
2) mit dem Beſchluſſe der Entlaſſung aus der Zwangserziehung. 


Die Entlaſſung aus der Zwangserziehung iſt von dem verpflichteten Kom 
munalverbande zu beſchließen, ſobald die Erreichung des Zweckes der . 


erziehung anderweit ſichergeſtellt oder dieſer Zweck erreicht iſt. Iſt dies zweifel⸗ 
haft, ſo kann von dem Verbande eine widerrufliche Entlaſſung verfügt werden, 
welche das Recht zur Zwangserziehung nicht berührt. 

Wird von den Eltern beziehungsweiſe Großeltern, dem Vormund oder 
Elche die Entlaſſung aus der Zwangserziehung beantragt, weil der Zweck dieſer 

21 anderweit ſicher geftellt ſei, jo entſcheidet über den Antrag beim Wider⸗ 
ſpruch des Kommunalverbandes auf Anrufen des Antragſtellers das Vormund—⸗ 
ſchaftsgericht. Gegen den abweiſenden Beſchluß des Gerichts ſteht dem 5 
ſteller, gegen den auf Entlaſſung lautenden dem Verbande das Recht der Beſchwerde 
zu. Die Beſchwerde muß innerhalb einer Woche bei dem Vormundſchaftsgericht 
eingereicht werden und hat aufſchiebende 3 

a Ein abgewieſener Antrag darf nicht vor Ablauf von ſechs Monaten erneuert 
werden. 

In außergewöhnlichen Bu kann das Recht der Zwangserziehung auf 
den Antrag des verpflichteten Kommunalverbandes durch Beſchluß des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts bis zum vollendeten achtzehnten Lebensjahre des Zöglings ausge⸗ 
dehnt werden, wenn eine ſolche Ausdehnung zur Erreichung des Zweckes der 
Zwangserziehung erforderlich erſcheint. 5 


. 


Die gerichtlichen Verhandlungen ſind gebühren- und ſtempelfrei. Die 
baaren Auslagen fallen der Staatskaſſe zur Laſt. 

Beſchwerden werden in dem für Vormundſchaftsſachen beſtehenden Inſtanzen⸗ 

zuge erledigt. f A 00 


$. 12. 


Die in $.7 genannten Kommunalverbände haben für die Einrichtung 
55 8 5 Erziehungs⸗ und Beſſerungsanſtalten zu ſorgen, wenn und inſoweit 
es an Gelegenheit fehlt, durch Abkommen mit geeigneten Familien, Vereinen und 
Privatanſtalten oder beſtehenden öffentlichen Anſtalten die Unterbringung der 
verwahrloſten Kinder zu bewirken. g 
Die Koſten, welche durch Einlieferung in die Familie oder Anſtalt und 
die dabei nöthige reglementsmäßige erſte Ausſtattung des Zöglings und durch 
die Rückreiſe der Entlaſſenen erwachſen, fallen dem Ortsarmenverbande, in welchem 
der Bögling feinen Unterſtützungswohnſitz hat, alle übrigen Koſten des Unter- 
halts und der Erziehung, ſowie der Fürſorge bei der Beendigung der Zwangs⸗ 


BEN 


8 a 135 — 
erziehung den vorerwähnten Verbänden zur Laſt, ſoweit fie nicht aus dem eigenen 


ermögen des Zöglings getragen oder von den aus privatrechtlichen Titeln zur 
Alimentation Verpflichteten eingezogen werden können. 


Die Verbände find befugt, zur Beſtreitung der Koſten die ihnen zug 


der Geſetze vom 8. Juli 1875 (Geſetz⸗Samml. S. 497), vom 7. März 

(Gee Saum S. 223), der n e Kabinetsordre vom 16. September 1867 
Geſetz⸗Samml. Seite 1528) und des Geſetzes vom 11. März 1872 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 257) aus der Staatskaſſe gewährten Renten und Fonds zu verwenden. 
Sie erhalten dazu aus der Staatskaſſe einen Zuſchuß in der Höhe der Hälfte 
der ihnen nach dem zweiten Satze dieſes Paragraphen obliegenden Ausgaben, 


deſſen Betrag entweder im Einverſtändniß mit den einzelnen Verbänden periodifch: 


als Pauſchſumme, oder ſoweit ein Einverſtändniß nicht erreicht iſt, jährlich auf 
ehe = im Vorjahre aufgewendeten Koften vom Minifter des Innern 
eſtgeſtellt wird. N 

Zum Zwecke der Beitreibung der Koſten aus dem eigenen Vermögen des 
Zöglings oder von den aus privatrechtlichen Titeln zur Alimentation Verpflich- 
teten werden nach Anhörung des Kommunalverbandes durch den Miniſter des 
Innern Pauſchſätze für die Unterbringung in Anſtalten feſtgeſtellt. 


. 13. 


Die näheren Beſtimmungen über die Verwaltung des den Kommunal- 


verbänden durch dieſes Geſetz übertragenen Verwaltungszweiges, ſowie der zu 
errichtenden Erziehungs- und Beſſerungsanſtalten erfolgen durch beſondere von 
den Vertretungen der betreffenden Verbände zu erlaſſende Reglements. 

Dieſe Reglements bedürfen der Genehmigung des Miniſters des Innern 
Hund des Miniſters der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizina «Angelegenheiten 
in Betreff derjenigen Beſtimmungen, welche ſich auf die Aufnahme, die Be⸗ 
handlung, den Unterricht und die Entlaffung der Böglinge beziehen. 

In Betreff der Privatanſtalten behält es bei den beftehenden Vorſchriften 
ſein Bewenden. 


K. 14. 
Die zuständigen ſtaatlichen Aufſichtsbehörden der im F. 7 bezeichneten 


Kommunalverbände und in höherer Inſtanz der Miniſter des Innern haben die 
Oberaufſicht über die Fir Unterbringung von Zöglingen Beranftal- 


tungen zu führen; fie find befugt, zu dieſem Behufe Reviſionen vorzunehmen. 


8. 15. 


Wenn einer der im $. 7 gedachten Verbände die ihm nach dieſem Geſetze 


obliegenden, von der Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit e 
Leiſtungen zu erfüllen verweigert oder unterläht, fo entſcheidet das Ober⸗Ver⸗ 
waltungsgericht auf den Antrag des Oberpräſidenten, in den Hohenzollernſchen 
Landen des Regierungspräſidenten. 

(Nr. 8558.) 
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$. 16. 


Die geſetzlichen Beſtimmungen, wonach die zwangsweiſe Unterbringung von 
Kindern in eine geeignete Familie oder in eine 8 5 oder Beſſerungs⸗ 


anſtalt auch ohne die Vorausſetzung einer verübten ſtrafbaren Handlung zu⸗ 


gelaſſen iſt, werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 


$. 17. 


Die geſetzlichen Beſtimmungen über religiöfe Erziehung der Kinder gelten 
unverändert auch für die in dieſem Geſetze geordnete Nwangberſahung 


8.18. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1878 in Kraft. 


$. 19. 
Der Minifter des Innern iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes be- 
auftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 0 0 
Gegeben Berlin, den 13. März 1878. 


(L. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. 


Redigirt im Bürean des Staats- Ministeriums. 


Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei (unter Reichs verwaltung). 


